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Festlegung eines Regulierungsrahmens und der Methode der Anreizregulierung 
für Elektrizitäts- und Gasverteilernetzbetreiber sowie Fernleitungsnetzbetreiber 
(RAMEN) [GBK-24-01-3#3] 
hier: Stellungnahme des Ministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit 
Mecklenburg-Vorpommern 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Rahmen der Konsultation der am 16.01.2025 veröffentlichten Festlegung eines Re-
gulierungsrahmens und der Methode der Anreizregulierung für Elektrizitäts- und Gas-
verteilernetzbetreiber sowie Fernleitungsnetzbetreiber (RAMEN), gebe ich folgende 
Stellungnahme ab: 
 
Grundsätzlich sind die Bestrebungen zur Vereinfachung, Entbürokratisierung und Be-
schleunigung regulatorischer Prozesse zu begrüßen. Eine effiziente Regulierung ist 
hierbei essenziell, um den Netzausbau und die Energiewende voranzubringen.  
 
Allerdings beinhalten die Reformvorschläge weitreichende Auswirkungen, insbesondere 
für kleiner Netzbetreiber. In Ihrer aktuellen Form können sie wirtschaftliche und struktu-
relle Nachteile mit sich bringen, die sich negativ auf Investitionen, Netzqualität und Ver-
sorgungssicherheit auswirken können. 
  

 

 

Schwerin, 28.02.2025 

 

 

per E-Mail an: 
gbk@bnetza.de 

 

Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit 

Mecklenburg-Vorpommern, 19048 Schwerin 

Hausanschrift:  

Johannes-Stelling-Straße 14 

19053 Schwerin 

 

 

Postanschrift:  

19048 Schwerin 

 

Telefon: 0385 / 588-0 

Telefax: 0385 / 588 – 15045 

poststelle@wm.mv-regierung.de 

https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/ 
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a) Finanzielle Belastung – Auswirkungen auf das Netz 
 
Die vorgesehenen Effizienzvorgaben setzen insbesondere kleiner Netzbetreiber unter 
erheblichen Druck, da diese aufgrund geringerer Skaleneffekte und höherer Betriebs-
kosten in ländlichen Regionen nur begrenzte Einsparpotenziale haben. Die geforderten 
Kostensenkungen sind daher oft nur schwer umsetzbar, ohne die Netzqualität zu bein-
trächtigen. Zudem können dringend benötigte Finanzmittel für den Netzausbau durch 
die strikten Effizienzvorgaben aufgezehrt werden. Aufgrund dessen sollte im weiteren 
Verfahren der Bundesnetzagentur die Möglichkeit von differenzierte Effizienzvorgaben 
geprüft werden, insbesondere die strukturellen Unterschiede zwischen großen und klei-
nen sowie zwischen urbanen und ländlichen Netzen. 
 
Ein weiterer kritischer Punkt ist die geplante Verkürzung der Regulierungsperiode von 
5 auf 3 Jahre. Während größere Netzbetreiber hiervon ggf. profitieren könnten, bedeu-
tet dies für kleinere Betreiber eine erhebliche Erhöhung des administrativen und finanzi-
ellen Aufwands. Daher wird die Beibehaltung der fünfjährigen Regulierungsperiode 
empfohlen, um die finanziellen und administrativen Belastungen nicht unverhältnismä-
ßig zu erhöhen. Bisher müssen Ineffizienzen, die über einen Zeitraum von 5 Jahren ab-
gebaut werden, zukünftig innerhalb von 3 Jahren abgeschmolzen werden. Der sich dar-
aus ergebende Effizienzdruck würde sich insbesondere auf kleine und mittlere kommu-
nale Netzbetreiber stark auswirken. 
 
Darüber hinaus wird das Auslaufenlassen der Sonderregelung für Redispatchkosten 
und die daraus resultierende Einbeziehung in den Effizienzvergleich kritisch gesehen. 
Dies könnte zu einer deutlichen Benachteiligung in der Effizienzwertbestimmung von 
Netzbetreibern führen, die einen höheren Aufwuchs an EE und diese Anlagen zeitnah 
angeschlossen haben, als realistischerweise durch parallelen Netzausbau ausgegli-
chen werden kann. Hierdurch kann der Anreiz sowohl für den Netzausbau als auch für 
den Ausbau erneuerbarer Energien verringert werden. Ein Absenken der Effizienzwert 
könnten dazu führen, dass Netzbetreiber diesen Malus über verringerte Investitions-
maßnahmen kompensieren müssen. Deshalb wird die Überprüfung der Redispatchkos-
tenkopplung an Effizienzwertungen empfohlen, um Fehlanreize für den Netzausbau 
und Ausbau erneuerbarer Energien zu vermeiden. 
 
Die strikten Effizienzvorgaben und die geplante Einbeziehung der Redispatchkosten in 
den Effizienzvergleich könnten insbesondere kleine Netzbetreiber finanziell überfordern 
und ihre Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen. Diese könnten letztlich die Netzqualität 
und die Versorgungssicherheit gefährden. Nach hiesiger Ansicht ist dies zu vermeiden 
und ist dementsprechend nachzujustieren.  
 
b) Einführung eines Energiewendekompetenz-Kriteriums 
 
Die Einführung eines neuen Energiewendekompetenz-Kriteriums könnte direkte Aus-
wirkungen auf die Effizienzbewertung haben. Da im vorliegenden RAMEN-Diskussions-
prozess jedoch keine klare Definition dieses Kriteriums und seiner Anwendung enthal-
ten ist, ist eine sachliche Auseinandersetzung mit diesem Vorschlag derzeit nicht mög-
lich. Daher wird es für sinnvoll erachtet, diese Einführung zu Überdenken oder zumin-
dest eine detaillierte Ausarbeitung voranzustellen. 
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c) Volatile Kostenanteile und Planungsunsicherheiten 
 
Regelungen zur Anpassung der Erlösobergrenze sollten ausreichende Sicherheit für 
Netzbetreiber bieten, um Risiken durch Steigerungen bei Betriebskosten, bspw. durch 
Materialpreise oder Dienstleistungen und insbesondere Personalkosten, angemessen 
zu kompensieren. Dies könnte erhebliche Planungsunsicherheiten zur Folge haben. 
Für die aktuelle Regulierungsperiode gibt es dafür jedoch kein Instrument. Für die kom-
mende 5. Regulierungsperiode sieht die Bundesnetzagentur dies jedoch nur für große 
Regelverfahren vor, während kleine insbesondere kommunale Netzbetreiber davon 
ausgenommen sein sollen. Um die Risiken durch die volatilen Betriebskosten ange-
messen abzufedern wird eine Prüfung zur Verbesserung der Mechanismen zur Anpas-
sung der Erlösobergrenze empfohlen. 
 
d) Herausforderung der Gasnetztransformation 
 
Die Transformation der Gasnetze stellt insbesondere für kleine Netzbetreiber eine 
große Herausforderung dar. Die damit verbundenen Investitionen sind hoch, insbeson-
dere in ländlichen Regionen mit längeren Netzstrukturen. Hier besteht die Gefahr, dass 
kleine Netzbetreiber strukturell benachteiligt werden. Zur Sicherstellung, dass solche 
Netzbetreiber nicht unverhältnismäßig belastet werden, sollte eine Berücksichtigung 
deren besonderen Herausforderungen zur Vermeidung unnötiger Belastungen im Re-
gulierungsrahmen geprüft werden. 
 
 
e) bürokratischer Aufwand 
 
Ein erheblicher Widerspruch zur angestrebten Vereinfachung und Entbürokratisierung 
ergibt sich aus den umfangreichen Berichtspflichten der Netzbetreiber, insbesondere im 
Zusammenhang mit dem Qualitätselement. Die Netzbetreiber sind gezwungen, im-
mense Mengen an Daten bereitzustellen, aufzubereiten und einzureichen. Dies führt zu 
erheblichen Personal- und Sachkosten, die insbesondere kleine Netzbetreiber überpro-
portional stark belasten. Der damit verbundene administrative Aufwand steht dem Ziel 
der Verfahrensvereinfachung und administrativen Entlastung entgegen. Hier wäre eine 
deutliche Reduzierung der Berichtspflichten zu prüfen, um die wirtschaftliche Belastung 
zu senken und eine effizientere Regulierung zu gewährleisten. 
 
 
Das Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit Mecklenburg-Vor-
pommern unterstützt gerne die Bemühungen für sachgerechte Lösungen zur Weiterent-
wicklung des Regulierungsrahmens. Zu Gesprächen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 

 




